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deren um die Durchführung eines Seminars über die Bezie­
hungen zwischen Menschenrechten, Frieden und Entwick­
lung (New York, August 1981), auf dem u. a. der Einfluß des 
Wettrüstens auf die Verwirklichung des Rechts auf Ent­
wicklung erörtert werden soll. Durch diese organisatorische 
Verbindung des Kampfes um Rüstungsbegrenzung und 
Abrüstung mit dem Recht auf Entwicklung werden der 
Durchsetzung des letzteren entscheidende Räume geöffnet. 
Bekanntlich sprechen sich die sozialistischen Staaten, allen 
voran die UdSSR, seit langem dafür aus, die für das vom 
Imperialismus heraufbeschworene Wettrüsten verschwen­
deten Mittel der Lösung dringender vor der Menschheit 
stehender Fragen nutzbar zu machen.

Gegenwärtige Kodifikationsarbeiten

Die Menschenrechtsproblematik gehört in den Vereinten 
Nationen traditionsgemäß zu denjenigen Sachgebieten, die 
am umfassendsten ausgeregelt sind. Davon zeugen mehrere 
Dutzend Konventionen und Deklarationen. Neben den 
bereits erwähnten Projekten wurden im vergangenen Jahr 
die Kodifikatiorisarbeiten insbesondere zu folgenden Kom­
plexen fortgesetzt:

1. Die Resolution 35/429 legt verbindlich fest, daß auf 
der 36. Tagung der UN-Vollversammlung mit der Ausar­
beitung des Entwurfs einer Deklaration über die Teilnahme 
der Frauen am Kampf für die Stärkung der internationalen 
Sicherheit und des Weltfriedens sowie gegen Kolonialismus, 
Apartheid, alle Formen von Rassismus und Rassendiskri­
minierung, ausländischer Aggression, Okkupation und alle 
Formen von Fremdherrschaft zu beginnen ist. Diese Dekla­
ration, die auf eine Anregung der DDR während der UN- 
Weltfrauenkonferenz in Mexiko 1975 zurückgeht und deren 
Anliegen später von der Kopenhagener UN-Weltkonferenz 
1980 sowie der UN-Frauenkommission unterstützt wurde, 
wäre eine wichtige und logische Ergänzung sowie inhalt­
liche Ausgestaltung der auf Initiative der UdSSR am 
18. Dezember 1979 verabschiedeten Konvention über die 
Beseitigung aller Formen der Diskriminierung der Frau.12 
Der von der DDR in Zusammenarbeit mit anderen Staaten 
vorgeschlagene Inhalt der o. g. Deklaration13 würde diese 
zu einem grundsätzlichen, alle Staaten angehenden anti­
imperialistischen Menschenrechtsinstrument werden lassen.

2. Bei den Arbeiten am Entwurf einer Konvention über 
die Rechte des Kindes wurden bisher die Präambel und 
sieben Artikel fertiggestellt. Das Projekt, das auf eine 
polnische Initiative zurückgeht, war als Beitrag zum Inter­
nationalen Jahr des Kindes 1979 gedacht, verzögerte sich 
aber infolge westlicher Obstruktionspolitik. Der DDR-Ver- 
treter wandte sich in der Vollversammlung gegen Versuche 
imperialistischer Staaten, durch das Aufwerfen nicht sach­
dienlicher Fragen den Kodifikationsprozeß hinauszuzögern, 
und sprach sich für den baldestmöglichen Abschluß der Ar­
beiten am Entwurf aus.

3. Durch die Resolution 35/48 wurde ein ad-hoc-Komitee 
zur Ausarbeitung einer Konvention gegen die Rekrutie­
rung, den Einsatz, die Finanzierung und die Ausbildung 
von Söldnern geschaffen.14 Wenngleich der Kodifikations­
prozeß unter Anleitung des 6. Komitees (Rechtsausschuß) 
erfolgt, so haben doch — wie einschlägige Resolutionen 
zeigen — das 3. Komitee und die Menschenrechtskommis­
sion, von denen die Anregung zu dieser Kodifikation aus­
gingen, ein essentielles Interesse am Fortgang der Arbeiten. 
Sie erachten die Ausregelung der völkerrechtlichen Ächtung 
des Söldnertums, mit dessen Hilfe bis in die Gegenwart 
schwerwiegende imperialistische Aggressionsakte und An­
schläge auf das Selbstbestimmungsrecht der Völker verübt 
werden, als wesentliche Unterstützung und Ergänzung ihrer 
auf die Verteidigung und Erkämpfung des Selbstbestim­
mungsrechts der Völker gerichteten Tätigkeit.

4. Vollversammlung und Menschenrechtskommission 
haben die zuständige Arbeitsgruppe gedrängt, die Arbeiten 
am Entwurf einer Konvention zum Schutz der Rechte der

Wanderarbeiter und ihrer Familien bis zur 36. Tagung der 
Vollversammlung abzuschließen. Vor allem die ökonomisch 
schwächeren Entsendeländer haben ein großes Interesse 
daran, daß der grenzenlosen Ausbeutung und Diskriminie­
rung ihrer Staatsbürger in den imperialistischen Empfangs­
ländern ein Riegel vorgeschoben wird. Da es sich hierbei 
um moderne Formen von Rassendiskriminierung und Neo­
kolonialismus handelt, besteht ein internationales Bedürf­
nis, diesen imperialistischen Praktiken auch mit dem Mittel 
des Völkerrechts entgegenzuwirken.

5. Die Menschenrechtskommission hat den Entwurf einer 
Deklaration über die Beseitigung aller Formen von Intole­
ranz und Diskriminierung, die auf Religion oder Glauben 
basieren,15 über den ECOSOC der 36. Tagung der UN-Voll­
versammlung zur Entscheidung unterbreitet, obwohl in der 
zuständigen Arbeitsgruppe noch inhaltliche Fragen offen­
geblieben waren. Auf Grund der diffizilen Materie hatte 
man sich auf das Konsensusprinzip geeinigt und es jahre­
lang erfolgreich angewandt. Nunmehr durchbrachen impe­
rialistische Kräfte dieses Prinzip und versuchten, anderen 
Partnern der Arbeitsgruppe, die konstruktiv an der Suche 
nach allseitig akzeptablen Lösungen mitgewirkt hatten, im 
Wege der Majorisierung ihre Auffassung zu oktroyieren.

6. Am Entwurf einer Konvention gegen Folter wird wei­
tergearbeitet. In der zuständigen Arbeitsgruppe konnte 
bisher über eine Reihe substantieller Fragen, u. a. über den 
gesamten Mechanismus zur Durchsetzung der Konvention, 
noch keine Einigung erzielt werden.

7. Jugoslawien hat den überarbeiteten Entwurf einer 
Deklaration über die Rechte von Personen, die nationalen, 
ethnischen, religiösen und sprachlichen Minderheiten ange­
hören, der Menschenrechtskommission vorgelegt. Eine 
Arbeitsgruppe wird während der 38. Tagung der Menschen­
rechtskommission daran Weiterarbeiten.

Faßt man die Tätigkeit der Vereinten Nationen auf dem 
Gebiet der Menschenrechte im Jahre 1980/81 zusammen, so 
ist das Ergebnis für die Kräfte des Friedens und des gesell­
schaftlichen Fortschritts insgesamt positiv. Gegenwärtig 
werden mehr Beschlüsse, die in ihrem Interesse liegen, 
durchgesetzt als früher, während die Anzahl solcher Reso­
lutionen, denen sie ihre Zustimmung versagen mußten, 
erheblich geringer geworden ist. 1 11
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